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Das Genehmigungsverfahren läuft parallel zum Bebauungsplanverfahren und muss 
spätestens zum Satzungsbeschluss abgeschlossen sein. 
 
Redaktionelle Änderungen/ Ergänzungen des Umweltberichtes: 
Die Formulierungen geschützte Biotope (hier „mesophiles Grünland“) betreffend, sind 
durchgehend in die rechtlich korrekte Form zu bringen: 
„Geschützter Biotop gem. §30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung 
mit §24 Niedersächsisches Naturschutzgesetz (NNatSchG)“ 
Dies betrifft u.a. die S. 6. 
Auf S. 28, 2.4.1. sollte beim mesophilen Grünland direkt auf den Schutzstatus ver-
wiesen werden. 
Auf S. 34, 2.4.4 ist die Überschrift korrekt § 30 BNatSchG, danach aber wieder Ver-
weis auf § 24 NNatSchG. Bitte durchgehend § 30 BNatSchG anführen. 
Auf Seite 60 Pkt. 6.1 muss es m.E. in der ersten Zeile Teilfläche- Ost, nicht -West 
heißen. 
 
In den textlichen Festsetzungen, S.4, in der Pflanzliste Schreibfehler bitte korrigie-
ren: 
Sorbus aucuparia, Wildapfel, Pfaffenhütchen, Gemeine Traubenkirsche 
 
 
 
Gewässerschutz   zust. Sachbearbeiter:       Tel:    

 

Keine Anregungen und Bedenken. 
 
 
Bodenschutz /Altlasten zust. Sachbearbeiter:    Tel:  

 
Es bestehen keine grundlegenden Bedenken. In mehreren Arbeitssitzungen wurden 
die Belange des Boden- und Grundwasserschutzes weitgehend berücksichtigt. 
 
In der gegenwärtigen Entwurfsfassung bestehen noch Defizite bei der Berücksichti-
gung bodenschutzfachlicher Belange:  

1) Verankerung von Bodenschutzmaßnahmen nach DIN 19639 „Bodenschutz bei 
Planung und Durchführung von Bauvorhaben“. 
In den vorherigen Beteiligungen wurde auf die wesentliche Bedeutung der Bo-
denschutzmaßnahmen nach DIN 19639 hingewiesen: 
Sowohl die Anlagenplanung als auch der Anlagenbau erfordern eine Berück-
sichtigung bodenschutzfachlicher Belange. Hierfür ist DIN 19639 „Boden-
schutz bei der Planung und Durchführung von Bauvorhaben“ als notwendige 
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme zu berücksichtigen. […]  
Der Umweltbericht führt weiterhin zurecht diese Maßnahme auf, in der Be-
gründung wird jedoch nicht darauf eingegangen, die Planzeichnung enthält le-
diglich einen Hinweis. 
Die Bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 (einschließlich Boden-
schutzkonzept mit Bodenschutzplan) ist vorzugsweise festzusetzen oder an-
sonsten vertraglich verbindlich zu regeln. Bei letzterer Variante sollte in der 
Begründung auf die Ausgliederung in eine Vertragslösung hingewiesen wer-
den. 
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Hinsichtlich der Formulierung kann unsererseits unterstützt werden. 
 

2) Kampfmittelräumung und Bodenschutz 
Die Ausräumung eines Kampfmittelverdachts hat grundsätzlich Priorität, wobei 
jedoch die Art der Räummethode erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut 
Boden und andere haben kann. In § 1 der textlichen Festsetzungen wird die 
Methode der „Siebung“ erwähnt; dies würde zu einer vollständigen Zerstörung 
der Bodenstruktur führen und sollte daher nur dann als Verfahren eingesetzt 
werden, wenn keine weniger intensiven Räumverfahren in Betracht kommen. 
In den Vorgesprächen wurde vereinbart, eine Siebung lediglich im Bereich des 
Streifens mit hoher Anomaliedichte durchzuführen; die Siebung auch nur 
dann, wenn kampfmittelbegleitete Testöffnungen einen konkreten Kampfmit-
telverdacht ergeben bzw. eindeutige nicht kampfmittelartige Ursachen (Leitun-
gen, mineralische Verfüllungen etc.) ausgeschlossen sind. Für die sonstigen 
detektierten Anomalien wurde eine Einzelöffnung abgestimmt. Dieses gestufte 
Vorgehen sollte in § 1 ausgeführt werden. Des Weiteren sollte der Einsatz- 
und Fahrbereich von für die Räumung erforderlichen Maschinen auf die kon-
kreten Verdachtsfelder beschränkt sein, um nachteilige Einwirkungen auf um-
liegenden Boden und Vegetation zu minimieren. Dies sollte in Abstimmung mit 
Umweltbaubegleitung/Bodenkundlicher Baubegleitung erfolgen; die BBB sollte 
auch zum Umgang mit Boden bei Einzelöffnung, Siebung und Verfüllung/Wie-
derherstellung von Böden/Bodenfunktionen einbezogen werden.      

 
 
Sonstige Anregungen: 

1) Der Abschnitt 4.5.2. der jeweiligen Begründungen sollte entsprechend der zwi-
schenzeitigen Abstimmung wie folgt geändert werden: 
Das Plangebiet liegt in Abhängigkeit der verschiedenen Nutzungszeiträume im 
Bereich des ehemaligen Fliegerhorstes Oldenburg (Flugplatz Alexandersfeld) 
bzw. unmittelbar angrenzend dazu. Für das Plangebiet sind im Altlastenver-
zeichnis der Stadt Oldenburg keine Altlasten, schädliche Bodenveränderun-
gen oder Altlastenverdachtsflächen im engeren Sinne verzeichnet. Nach den 
im Rahmen der Altlastenbearbeitung von militärischen Standorten (sog. Rüs-
tungsaltlastenstandorte) dokumentierten Recherchen liegen für diese Teile 
des Fliegerhorstes keine Hinweise aus flächige Altlastenverdachtsmomente 
(Tankanlagen, Munitionsfertigung/-lagerung oder Delaborierung, Verklappung 
etc.) vor. Für das noch bestehende Gebäude im mittleren Bereich sowie das 
ehemalige östliche Gebäude wurde eine Nutzung als Hangar und/oder Werk-
statt ermittelt; hiervon geht lediglich ein untergeordneter und für das Bauleit-
planverfahren nicht relevanter Kontaminationsverdacht aus. 
Explosivwirkungen von etwaigen Kampfmitteln sind vom bodenschutzrechtli-
chen Altlastenbegriff ausgenommen (s.u.). Für das Vorhandensein größerer 
Kampfmittelmengen und ggf. resultierender Freisetzung sprengstoff- und pul-
vertypischer Verbindungen liegen keine Anhaltspunkte vor. 
 

2) Es wird angeregt, den Unterabschnitt Kampfmittel in den Begründungen eine 
Ebene höher zu ziehen, da die Explosivwirkungen von Kampfmitteln nicht in 
das Bodenschutzrecht fallen und allgemein völlig andere Maßnahmen erfor-
dern. 
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3) Der in Abschnitt 5.7. vorgenommene Ausschluss von dort sog. Recycling-Bau-
stoffen steht in Widerspruch zur Ersatzbaustoffverordnung (siehe insbeson-
dere § 19 (6)). Hier sollte ein Abgleich mit der WSG-Verordnung erfolgen und, 
wenn diese keine konkreten Regelungen, in der Begründung ein Einklang mit 
der Ersatzbaustoffverordnung hergestellt werden.  

 
 
Kampfmittel   zust. Sachbearbeiter:    Tel:  

 
 
Abschnitt 5.6: E-Mail Adressen für Benachrichtigungen Kampfmittel ändern auf 
(bodenschutz@stadt-oldenburg.de). 
 
Außerdem im letzten Textabschnitt 5.6 folgende Änderung: 
……entlang des Schotterweges, sind durch eine Kampfmittelräumfirma zu begleiten 
(Aushubüberwachung). 
 
Kennzeichnung von Verdachtsflächen in der Planzeichnung.  
 
Immissionsschutz / UVP zust. Sachbearbeiter:    Tel:  

  

Es liegen je ein Umweltbericht zum vhb. Bebauungsplan 75 und zur 90. Änderung 
des FNP 1996 sowie ein Gutachten zu potentiellen Blendungen durch die FFPV-
Anlage vor. 
 
Die FFPV-Anlage verursacht lt. Umweltbericht keine signifikanten Emissionen/Immis-
sionen im Hinblick auf Lärm oder auf Luftschadstoffe. 
 
In dem Gutachten zu Blendwirkungen der FFPV-Anlage (PVA WASSERWERK 
OLDENBURG“ (SONNWINN 2025 vom 14.04.2025)) wurde untersucht, inwieweit 
mögliche Blendwirkungen durch Sonnenlichtreflexionen an den Oberflächen der Pho-
tovoltaikmodule als relevant wahrgenommen werden und ob diese von den Bewoh-
nern der angrenzenden Wohnhäuser als Beeinträchtigung empfunden werden könn-
ten. Untersuchungsgrundlage war die Vorhabenplanung ohne die vorhandenen Ge-
hölze und ohne die geplanten Flächen zum Anpflanzen und Erhalten von Bäumen 
und Sträuchern an den Rändern der Photovoltaikanlagen-Fläche. 
 
Im relevanten Umfeld (100 m Radius) der Photovoltaikanlage wurden an keinem der 
Betrachtungspunkte die LAI-Grenzwerte überschritten. Es werden somit keine erheb-
lichen Belästigungen in/an schutzwürdigen Räumen, im Sinne des LAI-Leitfadens er-
wartet. 
 
 
 
 
 
Im Auftrag 
 
 
 

 




